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III. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Eingriffs

Liegt ein Eingriff in den Schutzbereich eines Freiheitsrechts vor, bedeutet das noch 

nicht, dass dieses Freiheitsrecht verletzt ist.  Eine Grundrechtsverletzung liegt nur vor, 

wenn der Eingriff nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist.

Unterscheidung:

A) Freiheitsgrundrechte mit Gesetzesvorbehalt



mit einfachem Gesetzesvorbehalt („durch oder aufgrund eines Gesetzes“)



mit qualifiziertem Gesetzesvorbehalt

B) Vorbehaltslos gewährleistete Freiheitsgrundrechte
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A) Freiheitsgrundrechte mit Gesetzesvorbehalt



mit einfachem Gesetzesvorbehalt

= Grundrechte, bei denen das Grundgesetz gestattet, das Grundrecht „durch 

Gesetz“ oder „auf Grund eines Gesetzes“ einzuschränken, ohne hieran 

zusätzliche spezielle Anforderungen zu knüpfen.

Beispiele: Art. 8 Abs. 2 GG, Art. 10 Abs. 2 GG 



mit qualifiziertem Gesetzesvorbehalt

= Grundrechte, die „durch Gesetz“ oder „auf Grund eines Gesetzes“

beschränkt werden können, bei denen das Grundgesetz aber zusätzliche 

besondere Anforderungen (bestimmte Ziele oder Grenzen) an die 

Einschränkung knüpft.

Beispiele: Art. 5 Abs. 2 GG, Art. 11 Abs. 2 GG 

B) Vorbehaltslos gewährleistete Freiheitsgrundrechte

= Grundrechte, bei denen das Grundgesetz überhaupt keinen Eingriff durch 

Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes vorsieht. Die Schranken ergeben 

sich daher unmittelbar aus sonstigem kollidierendem Verfassungsrecht: 

„Verfassungsimmanente Schranken“.

Beispiele: Artikel 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 5 Abs. 3 GG, Art. 8 Abs. 1 GG
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

I. Formelle Verfassungsmäßigkeit

1. Zuständigkeit des Gesetzgebers 

2. Ordnungsgemäßes Gesetzgebungsverfahren



II. Materielle Verfassungsmäßigkeit

1. Grundrechtsspezifische Voraussetzungen



a) qualifizierter Gesetzesvorbehalt



b) einfacher Gesetzesvorbehalt

2. Allgemeine Voraussetzungen



a) Verbot des Einzelfallgesetzes, Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG



b) Zitiergebot, Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG



c) Wesensgehaltsgarantie Art. 19 Abs. 2 GG 



d) Verhältnismäßigkeit



e) Bestimmtheitsgrundsatz


